
Staatssekretär Dr. Wilhelm Stuckart 
Der Vertreter des Reichsministeriums 
des Innern auf der Wannsee-Konferenz 
und sein Prozess in Nürnberg 

von Hans-Christian Jasch 
Im Mittelpunkt der Wannsee-Konferenz am 
20. Januar 1942 stand vor allem auch die 
Frage der Eingrenzung des Personenkreises 
derjenigen, die im Rahmen der Nürnberger 

Dr. Hans-Christian Jaseh, geboren Rassengesetze und ihrer Ausführungsbestimmungen bereits definiert, 
1973, Jurist und Rechtshistoriker, ausgegrenzt und entrechtet waren und nunmehr deportiert und er­
Regierungsdirektor im Bundesmi­ mordet werden sollten. l Hinsichtlich des Schicksals der rechtlich als 
nisterium des lnnern, langjähriger »Volljuden« und damit als »rassische Gegner« eingestuften Personen 
freier Mitarbeiter in der Gedenkstät­ bestand zwischen den Konferenzteilnehmern offenbar Konsens: Sie 
te Haus der Wannsee-Konferenz in sollten Teil der »Endlösung« werden. Strittig war jedoch die Frage, 
Berlin, arbeitete von 2007 bis 2011 was mit Personen im Reich geschehen sollte, die nach der Rassenge­
als entsandter nationaler Experte setzgebung als »Mischlinge 1. und 2. Grades« oder als Partner einer 
bei der Europäischen Kommission in »Mischehe« (sogenannte Versippte) eingestuft worden waren und 
Brilssel. Vor Kurzem erschien sein auf - anders als die»Volljuden« - ihre deutsche »Staatsbürgerqualität«, 
der Dissertation basierendes Buch die »Reichsbürgerschaft«, infolge der Judengesetzgebung noch nicht 
Staatssekretär Wilhelm Stuckart und vollständig verloren hatten? 
die Judenpolitik. Der Mythos von der Die Zuständigkeit und das juristische Definitionsmonopol 
sauberen Verwaltung, München 2012. für den Personenkreis der »Mischlinge und Versippten«, der nach 
Weitere Veröffentlichungen u. a.: »Zur damaligen Vorstellungen circa 70.000 bis 100.000 Menschen im 
Rolle der Innenverwaltung im Drit­ »Großdeutschen Reich«2 umfasste, reklamierte - neben der Par­
ten Reich bei der Vorbereitung und teikanzlei - das Reichsministerium des Innem (RMdI), vertreten 
Organisation des Genozids an den durch den 39-jährigen Juristen und SS-Brigadeführer Staatssekretär 
europäischen Juden: Der Fall des Dr. Dr. Wilhelm Stuckart (1902-1953).3 Stuckart, der 1935 zunächst 
Wilhelm Stuckart (1902-1953)«, in: 
Die Verwaltung, Jg. 43 (2010), H 2, 
S. 217-271; »Die Gründung der 

I Vgl. hierzu Cornelia Essner, Die ))Nürnberger Gesetoe« oder die Verwaltung des Internationalen Akademie fiir Verwal­
Rassenwahns 1933-1945; Paderbom 2002. tungswissenschaften im Jahr 1942 in 
Schreiben des RMdI zur "Erfassung der Juden und jüdischen Mischlinge bei der 

Berlin - Verwaltungswissenschaften Volks~ählung 1939« nebst Anlagen, in: Bundesarchiv (BArch), R 1501/5519. 
ais Herrschaftsinstntment und >Mittel BI. 203-208. 

der geistigen Kriegsjührung< im na­ 3 Zu Stuckart vgl. Hans-Christian Jaseh, Staatssekretär Wilhelm Stuckart und die 
Judenpolitik. Der Mythos VOll der sauberen Verwaltung, München 2012; ders., tionalsozialistischen Staat«, in: Die 
»Zur Rolle der Innenverwaltung im Dritten Reich bei der Vorbereitung und 

Öffentliche Verwaltung, Nr. 33, 2005, Organisation des Genozids an den europäischen Juden«, in: Die Verwaltung, 
S.709-722. Jg. 43 (2010), H. 2, S. 217-271: Peter Weber, »Die Mitwirkung der Juristen an 
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La n d 

A. Altreioh 
Ostmark 
Ostgebiete
Generalgouvernement
Bla1ystok
Protektorat Böhmen und .lhren 
Estland - judent.re1­
Lettland 
Litauen 
Belgien
Dänemark 
Frankreioh / Besetztes Gebiet 

Unbcsetstes 
Grieohenland 
Niederlande 
Horwegen 

B. nulgar1en
England
Finnland 
Irland 
Itialien einsehl. Sardinien 

, Albanien 
Kroatien 
"Port1l6al 
~ien einsohl. Bessarab1en 
Soh'/eden 
Soh)Vel~ 
Serbien 

Slowake! 

Spanien

TUl'ltel (europ. Teil)
Ungarn 
U4SSR 

ukraine 2.994.684 
Weißrußland aus­
schl. Bialystok 446.484 

ZusBIIlIJIen: 
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Bai 
.ob1sdenen 
~edoch nur ~ Glaubenejuden, da die 
stimmungen der Juden naoh rassiechen Grund$ä~ce~ 
~.llwei8e dort noch fehlen. Die Behandlung "des 
~roblems in den einzelnen Ländern "wird 1m H1nb~ok 
auf die allgemeine Haltung und Auffassung aQ! ge~ 
w18se Sohwierigkeiten stoßen, besonders in Ungarn 
und Rumänien. So kann sioh z.B. heute noch in Bn­
aHnien der Jude gegen Geld entsprechende DokUmen­
te, die ihm eine fremde staatsangehHrigkeit amt­
lich bescheinigen, beschaffen. 

Der Einfluß der Juden auf alle Gebiete 
in der UdSSR ist bekannt. Im europäischen aebiet 
leben etwa 5 Millior..en, im asiatischen Raum knapp 
1/4 Million Juden. 

Die berufsatändische Aufgliederung der 
1a europäischen Gebiet der UdSSR ansässigen Juden 
war etwa folgende: 

In der ~~.":',lirtsohaft 9,1 .,. 
als städtische Arbeiter ~.4 ,8 
1m ,Handel 20,0 tf. 
als staatsarbeiter angestellt 23,4 % 
in den privaten Berufen _ 
Heilkunde, Presse, Theater, UDW. 32, 7 ~. 

Unter entsprechender Leitung Dollen nl'~1 
~ Zuge der Enrilösung die Jude~ in geeigneter We1-

:.~ 

88 im Osten zum Arbeitseinsutz kommen. In großen I;;' 

Arbeitskolonnen, unter Trennung der Geschlechter, 
werden die arbeitofähigen Juden straßenbauend in 
di,se Gebiete ~efilllrt, wobei zweifellos ein Groß~ 
teil durch natUrliohe Verminderung ausfallen wh'~ 
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als Leiter der Verfassungs abteilung des RMdI die Ausarbeitung 
und Einführung der Nürnberger Rassengesetzgebung federführend 
begleitet hatte, sah sich nunmehr, kaum sieben Jahre später, auf 
der Konferenz mit der Frage konfrontiert, wie auf der Grundlage 
ebendieser Gesetzgebung auch »die Lösung der Mischehen- und 
Mischlingsfrage« als »Voraussetzung fiir die restlose Bereinigung 
des Problems« verwirklicht werden konnte.4 

Während Reinhard Heydrich forderte, dass »Mischlinge 
1. Grades« - mit einigen Ausnahmen - »im Hinblick auf die Endlö­
sung der Judenfrage den Juden gleichgestellt« werden sollten (d.h. 
in ein Arbeits- und Vernichtungslager in den Osten gebracht, um 
dort ermordet zu werden) und dass über das Schicksal jüdischer 
Ehepartner in »Mischehen« jeweils »von Einzelfall zu Einzelfall« 
entschieden werden sollte, wandte Stuckart hiergegen ein, »dass 
die praktische Durchführung« dieser »Lösungsmöglichkeiten zur 
Bereinigung der Mischehen- und Mischlingsfragen in dieser Form 
eine unendliche Verwaltungsarbeit« mit sich brächte. Aus Sicht 
Stuckarts - der zugleich als Stabsleiter des Generalbevollmäch­
tigten für die Verwaltung (GBV) für Rationalisierungsmaßnah­
men und die Vermeidung zusätzlichen Verwaltungsaufwandes in 
Kriegszeiten einzutreten hatte - war eine Ausweitung des Kreises 
der Betroffenen angesichts der im Vergleich zur Reichsbevölke­
rung geringen Anzahl der »Mischlinge« nicht nur verwaltungs­
technisch und kriegsökonomisch fragwürdig. Er befürchtete wohl 
auch, dass eine derartige »Entgrenzung des Opferkreises« Unruhe 
in die Bevölkerung tragen würde, wenn neben den »Volljuden«, 
die seit Jahren aufgrund der entrechtenden Gesetzgebung Verfol­
gungs- und Entsolidarisierungsmaßnahmen erleiden mussten und 
hierdurch bereits weitgehend aus der deutschen Mehrheitsgesell­
schaft »herausgelöst« waren, nunmehr auch von diesen Maßnah­
men ausgenommene Bevölkerungsgruppen, die weiterhin über 
Bindungen und Kontakte in die Mehrheitsgesellschaft verfügten, 
betroffen gewesen wären. 5 

Stuckart schlug daher vor, »zur Bereinigung der Mischehen­
und Mischlingsfragen [ ... ] zur Zwangssterilisierung zu schreiten«. 
»Zur Vereinfachung des Mischehenproblems müßten ferner Mög­
lichkeiten überlegt werden mit dem Ziel, daß der Gesetzgeber etwa 
sagt: >Diese Ehen sind geschieden«<.6 Mit diesen tmgeheuerlichen 
Vorschlägen hätte Stuckart erreicht, dass hinsichtlich der Depor­
tierten und derjenigen, die im Reich verbleiben sollten, eine klare 

der Wannseekonferenz«, in: Schleswig-Holsteinische Anzeigen 255 (2005), 

S.207-212. 

4 Vgl. den Text des Protokolls im hier abgedruckten Faksimile, S. 17 ff. 

5 Vgl. hierzu die Stuckart in Vorbereitung auf die ursprünglich für den 9.12.1941 

angesetzte Wannsee-Konferenz vorgelegten Unterlagen seines »Rassereferenten« 

Bernhard Lösener, in: BArch, R 1501/5519, BI. 238-247 bzw. BI. 477-495 
(Mehrfachpaginierung). 

6 V gl. Faksimile des Protokolls, S. 14 (Unterstreichung im Original). 

personenrechtliche Zuordnung bewahrt, mithin Verwaltungsaufwand 
minimiert worden wäre. Zudem hätten die sterilisierten »Misch­
linge« als Arbeitskräfte im Reich verbleiben können, ohne eine 
»rassische Bedrohung« darzustellen, und eine Beunruhigung der 
Mehrheitsbevölkerung wäre vermieden worden. Immerhin blieben 
tatsächlich die meisten »Mischlinge« und Partner von »Mischehen« 
zumindest im Gebiet des Deutschen Reiches von der Deportation 
verschont. Das von Stuckart vorgeschlagene »Gesetz zur Zwangs­
scheidung von Mischehen« wurde zwischen Reichsjustizministerium 
und Reichsinnenministerium noch bis in das Jahr 1943 hinein ver­
handelt, kamjedoch - offenbar aufHitlers Wunsch und im Hinblick 
auf den befürchteten Widerstand der Kirchen - nicht mehr zustande. 7 

Stuckarts Werdegang 

Am 16. November 1902 in Wiesbaden geboren, gehörte Stuckart 
- wie zahlreiche junge Spitzenfunktionäre im »Dritten Reich« ­
der »Kriegsjugendgeneration« an.8 Wie viele seiner Altersgenossen 
suchte er schon als Heranwachsender Halt in der pseudo-wissen­
schaftlichen Rassenideologie der völkischen Rechten und engagierte 
sich bereits als Gymnasiast im Jugendverband der Deutschnationalen 
Volkspartei.9 Nach dem Jurastudium in München und Frankfurt am 
Main folgten das Referendariat in Wiesbaden und eine rechtswis­
senschaftliehe Promotion. Der aus einfachen Verhältnissen stam­
mende Stuckart wurde zunächst Prozessrichter in Rüdesheim und 
Wiesbaden, schied jedoch nach kurzer Zeit - wohl wegen seiner 
Kontakte zur NSDAP - aus dem Justizdienst aus und ging nach 
Stettin, wo er als Anwalt und Rechtsberater der NSDAP tätig war. 
Von Stettin aus begleitete Stuckart aktiv die Machtübernahme der 
Nationalsozialisten und wirkte 1933 kurze Zeit als kotiunissarischer 
Oberbürgermeister, Staatskommissar für Pommern und Mitglied des 
Provinziallandtages von Pommern. 

Mit nur 31 Jahren wurde Stuckart nach der Machtübernahme zu­
nächst ins Preußische Kultusministerium berufen. Kurze Zeit später 
ernannte ihn Hermann Göring zum Staatssekretär und Mitglied des 
Preußischen Staatsrates. Nach der Schaffung des Reichsministeriums 
für WIssenschaft, Erziehung und Volksbildung wurde er im Sommer 

7 V gl. hierzu die Entwürfe zu einem »Gesetz über die Scheidung von deutsch-jüdi­

schen Mischehen«, die das RMdI mit dem RJM im Frühjahr 1943 abstimmte, 

BAreh, R 1501/5519, BI. 513 ff. (Bl. 256 ff.). Hierzu: Wolf Gruner, Widerstand 
in der Rosenstraße. Die Fabrik-Aktion und die Veifolgttng der »Mischehen« 
1943, Frankfurt am Main 2005, S. 178 ff. 

Zu dieser Begriffsbildung vgl. Ulrich Herbert, Best. Biographische Studien über 
Radikalismus. Weltanschauung und Vernunft 1903-1989.3. Aufi., Bonn 1996; 

Michael Wildt, Generation des Unbedingten. Das Führnngskorps des Reichssi­
cherheitshauptamtes. Hamburg 2002. 

BAreh, SSO Stuckart, Wilhelm, 16.11.1902 (ehem. Berlin Document Center). 

Einsicht 30 



II.f~1l<~!I_;IU!illlr:n"llIi1!id~i.ilIIi. lIi l1li111111111 illlllJ!li/lIiUlr iLlfI 

- 8 ­

Der allfällig endlich verbleibende Rest­
bestand wird, da es sioh bei 4i•••••weifellos ~ 
den widerstandsfähigsten TBil hsndel~. en~spreohepA\ 
behandelt werden müssen, da die••r, eine natürliohe 
AUlJlese darstellend, bei FreU••sWlg alS ,t,ei••eUe. 
eines neuen jüdischen Aufbaues en.uep:t'eohen 1st.• 
(Siehe die Erfahrung ,der G~8ohiohte.) 

1m Zuge der praktischen Durchtubrung der 

EndllSsung wird EUropa vom Westen nach Osten dlU"oh.. 


,sekämmt. Das Reiohagebiet einScbl1e'lich ~ot.kto~· 
rat lI5hllten und Mähren wird, allein schon aWJ GJtUn... 
den der Wohnungsfrage und 8on8t1c~n soaiBl-politi-' 
eehen Notwendigkeiten, vorwegs.-o..en werden mUsse~. 

Die evaku:le rten JudeJl wltrdlln 8unäohst Zug' 
~ Zug in sogenannte Durchgancep.ttos Yel'braöht, 
wa von dort aus weiter naoh dem Osten transportiert 
zu werden. 

Wichtige Voraus setaUDg , 80 tubrte tl-Obex:.... ' 
gruppenführer H e 1 d rio h weiter aus, tur d~e 
~chfUhrung der EVakuierung Uberhaup~, 's~.~i. ge­
naue ,estlegung des ;n'Betraoht kommenden Parsonen­
krsises. 

Es ist beabsiohtigt. Juden Ül Alter ~n_, .., 
Uber 65 Jahren \nioht zu evaku.iel'lIn, ,eondern ~,e el~ 
nem Altersghetto - vorgesehen iet Tberesi8nstadt. 
zu überstellen. 

. Neben diesen Alterakl&lsen ~~on' den am 
'1.lQ.1941 sioh 1m Altreioh und der OS~k.befind~, 
liohen etwa 280.000 Juden 81nd etwa '0 ~ «bar '65' 
1'e alt - ~1nden in den jUdisoben Alter.ghettos 
terhin die sohwerkriegsbeaahädtgteJl Jude~ ~d 
JIIit KriegsBl;lszeiohnungen (Elt 1) AI11'nablle. lIi11 
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zweckmäßigen Lösung werden mit einem Sohlag' die 

vielen Interventionen ausgeschaltet. 


Der Beginn der e1nlll!lnen ~r6ßere!! EVaku­

!!.r..~sll!rmnen~.;a;;dWäIt·geh~von der 1II1l~ 


- schen Entwioklung abhiingig "in:- BezUg'!10h der :B~... 
hjüiiU~~r-:iiiii.diö~w:;g-:i~d~ VOD unß besetzten.. 
~lntlllBten europäischen Gebieten wurde vorge ..., 
6en, .daß die in Betracht kommenden ~~~~~ .' 

des Auswlirtigen Amtes sich .it dEnn susUq.d!ßen Rs­

___ ~_...~__...... I Ioi !. . 

ierenten der Sicherheitspolizei und des SD besp~­
~., ...._----,.. --"--':'-"'P1""~ .~-"•• ~,.,~~.• ,;.. ........ _ .._,.~-- ort .......... - ...,-.....,.......--=tf"'._.......

ellen.' , 
~_...~­

In der Slowakei und Kroatien ist die Allti... ' '~ 
legenheit nicht lIIehr allzu Bchwer, da die wesentl1oh- ..b'a 
sten Kernfragen in dieser Hinsicht dort bereits oi- J~ 

1 A .. 

ner LtlsUllß zugeführt, wurden. In RUlDänien hat dfe lle- ;" 
gierung inzwischen ebenfalls einen JUdenbeauftrn~ea ,::~"; 
eingesetzt. Zur RegelUllß der frage in Ungarn ist' eil ..\ 
erforderlich, in ZeitkUrze einen Berater für Juden- f'~ 
f'ragen der tt~gariBchen Reg1erung'autzuoktro~ier!U;,'"'" i~ 

..- -.... I.\,~ 

Hinaichtlich der Au:t'nahme der Vorberei't1: • .Il- ., 

gen zur Regelung des Problems in Italien hält' I~.-Ol!)r­
grl1ppenführeJ' •. ~,.!! y d rio h eine Verbindung ::. 
polizei-ahe! in dioson Bel!Ul8en fUr angebracht. 

Im besetzten und unbesetzten F1-ankreic:l 

wird die Erfassung der Juden zur Evaku1e rung alle~' 


lBhracheinlichkeit nach ohne große Schwierigkei+.en 

vor sich gehen k6nnen' • 


Unterstaatssekretär ,L u t her teilte 

hierzu mit, daß bei tiefgehender Behandlung dies!"1i 

Probleme in einigen Ländern, so in den nordisoh«n • 

staaten, Schwieritikeiten auftal10hen werdun. und .e.· 

810h daher empfiehlt, diese .Länder vorerst noQh 's.;~1t:', 


K210408 
3 

http:Schwierigkei+.en


1934 von Reichspräsident Paul von Hindenburg als Staatssekretär 
des neuen Ressorts bestätigt. Stuckart hatte maßgeblichen Anteil 
an der »Säuberung« der preußischen Schulen und Hochschulen, di!,! 
aufgrund des »Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums« erfolgte.!O Spannungen mit Reichsminister Bernhard Rust 
führten jedoch im Herbst 1934 zu einem jähen Bruch in Stuckarts 
Blitzkarriere, 

Im Januar 1935 stellte Stuckart Hitler seine 19-seitige Denk­
schrift »Staat und Evangelische Kirche« sowie drei Gesetzesent­
würfe zur Regelung von Kirchenfragen II vor. Der Diktator sorgte 
daraufhin dafür, dass Stuckart nach einer kurzzeitigen Verwendung 
als Präsident des Oberlandesgerichts in Darmstadt am 11. März 
1935 als Ministerialdirektor und Titularstaatssekretär zum Leiter 
der Verfassungsabteilung im RMdI ernannt wurde.!2 

Neben seinem Engagement hinsichtlich einer Reichs- und 
Verwaltungsreform, die sich letztlich aber nicht gegen die an­
deren Partikulargewalten im Reich, insbesondere die Gauleiter, 
durchsetzen ließ, spielte Stuckart in den folgenden Jahren eine 
wichtige Rolle bei der staats- undvölkerrechtlichen Absicherung 
der deutschen Expansionspolitik. Er entwarf das »Gesetz über die 
Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich«, was 
ihm am 19. März 1938 die Wiederernennung zum »vollwertigen« 
Staatssekretär im RMdI einbrachte. Ein Jahr später, am 16. März 
1939, war Stuckart mit Hitler in Prag, als die »Rest-Tschechei« zum 
»Reichsprotektorat Böhmen und Mähren« wurde. Erneut schuf er 
hierfür mit dem entsprechenden »Reichsprotektoratserlass« die 
gesetzliche Grundlage. 

Die Zerstörung des polnischen Staates im Herbst 1939 flankier­
te Stuckart mit dem »Erlass des Führers und Reichskanzlers über 
Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete« vom 8. Oktober 1939 
sowie dem »Erlass des Führers und Reichskanzlers über die Ver­
waltung der besetzten polnischen Gebiete« vom 12. Oktober 1939, 
mit dem das sogenannte Generalgouvernement errichtet wurde. Am 
17. Oktober 1939 wurde er bei einer Besprechung in der Reichs­
kanzlei Zeuge, als Hitler' in kleinem Kreise sein radikales und ver­
brecherisches Programm für den Umgang mit den unterjochten Po­
len entwickelte. Auch später entwarfStuckart Verwaltungskonzepte 
für die besetzten europäischen Staaten, deren Zivilverwaltungen 
- zumindest formal ~ durch »Zentralstellen«, deren Vorsitzender 
Stuckart war, aus dem RMdI koordiniert wurden. Darüber hinaus 

10 V gl. hierzu Hans-Christian Jasch, "Das preußische Kultusministerium und die 

,Ausschaltung< von ,nichtarischen< und politisch missliebigen Professoren an der 

Berliner Universität in den Jahren 1933 bis 1934 aufgrund des Gesetzes zur 

Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933«, in: Forum 
Historiae Iuris, 2005 (FHI), www.forhistiur.de/zitatl0508jasch.htm. 

11 Schreiben vom 12.1.1935, BArch, R 43 II1163, BI. 134 ff. 
12 Schreiben von Reichsinnenminister Frick an Hitler vom 18.3.1935, BArch, 

R 2/11685. 

spielte er eine entscheidende Rolle bei der Auswahl des Verwal­
tungspersonals für die besetzten Gebiete. Wegen seiner Zuständig­
keit für Staatsangehörigkeitsfragen war Stuckart schließlich auch 
an zahlreichen Maßnahmen beteiligt, die im Zusammenhang mit 
der »Umvolkungs- und Siedlungspolitik« des NS-Regimes standen: 
Eines der wichtigsten Rechtsinstrumente für diese Politik wurde die 
von Stuckart und seinen Mitarbeitern ausgearbeitete »Verordnung 
über die Deutsche Volksliste und die deutsche Staatsangehörigkeit 
in den eingegliederten Ostgebieten« vom 4. März 1941. 

Zeitgenössischen Beobachtern galt Staatssekretär Stuckart 
neben seinem schwachen Minister Wilhelm Frick und dem Seni­
orstaatssekretär Hans Pfundtner zu jener Zeit längst als der eigent­
liche Innenminister. Er stellte gewisserma.ßen die personifizierte 
»Verklammerung« von Staat und Partei dar: Seit (mindestens) 1930 
Mitglied der NSDAP und seit 1936 SS-Mitglied, verkörperte er den 
Typus eines Verwaltungsmannes, der die Verwaltung bereitwillig in . 
den Dienst der NS-Ideologie stellte, hierbei jedoch stets bestrebt war, 
deren Funktionsfähigkeit und Schlagkraft und damit seinen eigenen 
Machtbereich gegen die Positionen und Partikularinteressen der 
Parteiführung zu verteidigen und zu erhalten. 

Auch auf dem Gebiet der ideologisch bedeutsamen und daher 
prestigeträchtigen »Judenpolitik« behauptete Stuckart die Feder­
führung seines Ministeriums zumindest bis zum Novemberpogrom 
1938. Er entfaltete in diesem Bereich Initiativen und entwickelte 
die Entrechtungspolitik dynamisch fort: Auf dem Reichsparteitag 
1935 stimmten Stuckart und seine Mitarbeiter mit Vertretern der 
Parteiorganisation verschiedene Entwürfe für die Nürnberger Ge­
setze, das »Reichsbürgergesetz« und das »Gesetz zum Schutz der 
deutschen Ehre und des deutschen Blutes«, ab, die anlässlich des 
Nürnberger Reichsparteitages am 15. September 1935 verkündet 
wurden und den Kern der NS-Rassengesetzgebung bildeten. Sie 
trieben die politische Entrechtung der Juden und deren systemati­
sche Trennung von nicht jüdischen Deutschen durch stratbewehrte 
Kontaktverbote wie das Eheverbot und das Verbot des außereheli­
chen Geschlechtsverkehrs zwischen jüdischen und nicht jüdischen 
Deutschen entschieden voran. Seit März 1936 war Stuckart zudem 
Vorsitzender des »Reichsausschusses zum Schutze des deutschen 
Blutes«, der über die Genehmigung von Ehen zwischen »Mischlin­
gen« und »Deutschblütigen« zu befinden hatte, und nahm an einer 
Reihe von interministeriellen Sitzungen teil, in denen die Entrech­
tung der Juden fortgeführt wurde.!3 

13 So lud er beispielsweise am 29.9.1936 zu einer interministeriellen Besprechung 

über die "grundSätzliche Richtung der gesamten Judenpolitik« ins RMdl. Ziel der 
Besprechung war die »ZUfÜckdrängung der Juden aus dem Wirtschaftsleben« und 

deren forcierte Emigration, wobei fiskalischen und außenpolitischen Belangen 
Rechnung getragen werden sollte. Vgl. Besprechungsprotokoll, in: BArch, 

R 1501/5514, BI. 199-211. 
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l'iJ.cksuetellen. In Anbetracht der hiElr in Frage k~:,. 

menden geringen Judenzahlen bilde·t diese ZurfickstJ;l';'" Von dieser Behandlung werden auegenommen: 

~ung ohnedies keine wesentliche Einsohränkung. 
 (11) Mischlinge 1. Gradee verheiratet mit 

Deutsohblütigen, au deren Ehe ltindelL'Da,für sieht das Auswärtige Amt fUr den (Misohlinge 2. Gradee' hervorgegangen
SUdosten und Westen Europas keine großen schWier1&-' sind. Diese Misohlinge 2. Grades sind 

im wesentliohen den Deutsehen gle1o~.
keiten. g!lstellt. 

,.) b).M1sohllnge 1. Grades, für die von den
" I',-Gruppenführer Hof man n beabeiellt-, 	 l höohsten Instanzen der Partei und 4es 
tigt, einen Sachbearbeiter des ~sse- und Siedl~ . staates bisher auf irgendwelohen Le­

bensgebieten !usnahmegeneblD1sungen er­hauptamtes zur allgemeinen Orientierung dann nach 'r teilt worden s1n~.)

Ungarn mitaenden zu wollen, wenn seitens des ChetB Jeder Einzelfall ~ überprüft werden,


.' 	 wobei nicht ausgesohlOssen wtrl, da'der .Sicherheitspolizei und des SD die Angelegenheit die Entscheidung noohmals su ~ten 
dort in Angriff genommen wird. Es wurde festgeleGt, des MischlingS Quefällt. 
diesen Sachbearbeiter des Rasse- und Siedl~aha~ voraussetzungen. einer Au~abmebew1111g~ 
amtes, der nioht aktiv werden soll, vorUbergehen4 mUssen stets grundsätzliohe Yer.ieaat~ 488 ~ , 
offiziell ale Gehilfen zum Polizei-Attaohe abzu­ !'rage stehenden Mischlings ee:\:bst' s81ft •. '(1iioht 
stelle:\l. Verdienste dss deutsohblütigen ~tern- oder 

teiles. ) 

Der von der Evakuierung auazunahaen4e . ~ 

IV. 	 Im Zuge der ~dlBsungsvorhaben' sollen di~ Misohling 1. Grades wird - um j~de lI'aohko.......: 
NUrnberger Gesetze gewissermaßen die Grundlage bil ­ sohaft zu. verhindern und das M1sahl~8Pi'Obi_: . 

-'r.'den. wobei Voraussetzung fUr die restlose Berein~­ endgUltig zu bereinigen - 8tsrll1Bl.~. Di" 
gung des Probleme auch die Lösung der Mischehen­ sterilisierung erfolgt treiwi1118~ Sl. 1st 
und Mischlingefragen ist. Vorsuseteung des Verbleibens im Be1oh. 'Der 

l'ilisierte "Mischling" iat in der 101S....U·Chef der Sicherheitspolizei und des Sn' 
allen einengenden Bestimmungen, den.~erijrtert im Hinblick auf ein Schreiben des Chefs 

unterworfen iet, befreit.
der Reichskanzlei zunächst theoretisch die nach- . 


stehenden Punkte: 


2) ll!handllUlß der M1B!?~11l!ße 2. ora4,'. 
1) Behandl=.fLßer Mi~_ohlJnge 1. Grades. 

Die Mischlinge 2. Grades werden F'Wld-'J;~i 
sätslich den :n6utschblUUgen llugeeohlllBen, .....:.Mischlinge 1. Grades sind im Hinbliok 
Ausnahme fo1sender Jfälle, in denen die naobi-.,'auf die Endlösung der Judentrage den JQden 
l1nge 2. Grades 'den Juden gls1ohge.telltgleichgestellt. 
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Stuckart begleitete den Entrechtungsprozess publizistischl4 und 
schrieb das Vorwort fiir einen gemeinsamen Kommentar mit seinem 
Mitarbeiter Dr. Hans Globke, der 1936 beim Verlag C. H. Beck 
erschien15 und der Rechtsprechung als wichtige Orientierungshilfe 
bei der Interpretation des neuen Rasserechts diente. 

Für Stuckarts Haltung in der »Judenfrage« aufschlussreich ist 
auch ein am 26. Dezember 1941 verfasster Vermerk des »Rassere­
ferenten« in Stuckarts Verfassungsabteilung, Dr. Bernhard Löse­
ner, über ein Personalgespräch mit seinem Vorgesetzten: Kurz vor 
Weihnachten, am 19. Dezember 194116, beschwerte sich Lösener 
bei Stuckart über den stetigen Verlust von Kompetenzen seines Re­
ferates an das RSHA und über die Entwicklungen im Bereich der 
»Judenfrage«. Ihm sei sogar zu Ohren gekommenen, dass Berliner 
Juden in der Nähe von Riga kurz nach ihrer Ankunft aufbestialische 
Weise ermordet würden. Lösener bat daher um Entbindung von 
seinen Aufgaben und Versetzung aus dem RMdI zum Reichsverwal­
tungsgericht/Kriegsschädenamt. Stuckart entgegnete auf Löseners 
Vorhaltung, dass das »Verfahren gegen die evakuierten Juden« auf 
einer »Entscheidung von höchster Stelle« beruhe und er, Lösener, 
sich damit abfinden müsse. Darimfhin habe Lösener entgegnet: »Ich 
habe in mir innen einen Richter, der mir sagt, was ich tun muß.« 
Stuckart soll abschließend bemerkt haben: 

»[Man müsse] die Endlösung der Judenfrage doch von einem 
höheren Standpunkt aus betrachten. Allein in den letzten Wochen 
sind 50.000 deutsche Soldaten an der Ostfront gefallen; Millionen 
werden noch fallen, denn, Herr Lösener, der Krieg wird noch sehr 
lange dauern. Denken Sie daran, daß an jedem deutschen Toten 
die Juden schuldig sind, denn nur den Juden haben wir es zu ver­
danken, daß wir diesen Krieg fiiliren müssen. Das Judentum hat 
ihn uns aufgezwungen. Wenn wir da mit Härte zurückschlagen, 
so muß man die weltgeschichtliche Notwendigkeit dieser Härte 
einsehen und darf nicht ängstlich fragen, ob denn gerade dieser 

14 Vgl. etwa Wilhelm Stuckart, »Die völkische Grundordnung des deutschen 

Volkes«, in: Deutsches Recht 5 (1935), S. 557-564. 

15 Wilhelm Stuckart, Hans Globke, Reichsbürgergesetz vom 15. Sept. 1935; nebst 

al/en Ausführungsvorschriften und den einschlägigen Gesetzen und Verordnun­
gen, München 1936. 

16 Vgl. BAreh, R 1501/3746a, abgedruckt bei: Wilhelm Lenz, "Die Handakten von 

Bernhard Lösener, ,Rassereferent< im Reichsministeriwn des Innern«, in: Archiv 
und Geschichte (=Schriften des Bundesarchivs), Jg. 57 (2000), S. 68~99, hier 

S. 695 ff. Vgl. auch das Protokoll der Vernehmung Löseners am 13.10.1947 

durch Robert M. W. Kempner, S. 3 f., in: Staats archiv Nürnberg (StAN), Interro­

gations. Im Nürnberger Urteil (Robert M. W. Kempner, earl Haensel, Das Urteil 
im Wilhelmstraßenprozess, Schwäbisch GmÜlld 1950, S. 166) finden sich die 
Äußerungen Löseners nur in Auszügen. Lösener hatte im Prozess gegen Stuckart 

seine eidesstattliche ursprüngliche Erklärung nicht ausdrücklich widerrufen, wohl 

aber - wie es im Urteil heißt - Schilderungen der auf die Behandlung der Juden 
bezüglichen Unterredung abgegeben, die mit seiner ursprünglichen Erklärung 

nicht in Übereinstimmung zu bringeIl waren, was die Richter damit erklärten, 
dass der Zeuge unter Druck gesetzt worden sei. 

oder jener bestimmte Jude, den sein Schicksal ereilt, persönlich, 
daran schuldig ist«.17 

Dieser offenbar unmittelbar an Weihnachten 1941 aufgezeich­
nete Gesprächsvermerk macht deutlich, dass Stuckart schon vor der 
Wannsee-Konferenz Kenntnis von Judenn10rden hatte - obgleich 
ihm möglicherweise deren systematischer Charakter noch nicht 
bekannt war - und dass er auch im dienstlichen Zwiegespräch mit 
einem engen Mitarbeiter nicht davor zurückscheute, diese »sach­
lich« zu rechtfertigen. Wenige Wochen später nahm Stuckart als 
Vertreter des RMdI aIl der Wannsee-Konferenz teil und machte seine 
Vorschläge zur Sterilisation der »Mischlinge« und zur gesetzlichen 
Zwangs scheidung der »Mischehen«. 

In Nürnberg vor Gericht 

Nach der bedingungslosen Kapitulation des Reiches und der Ver­
haftung der letzten Reichsregierung unter Admiral Karl Dönitz, der 
Stuckart als Innen- und Erziehungsminister angehört hatte, wurde 
auch er am 26. Mai 1945 verhaftet und fungierte im Nürnberger 
Hauptkriegsverbrecherprozess zunächst als sachverständiger Zeuge 
im Verfahren gegen seinen ehemaligen Vorgesetzten Frick. 1947 
wurde Stuckart im Wilhelmstraßen-Prozess gemeinsam mit Ernst 
von Weizsäcker, Hans Heinrich Lammers und anderen angeklagt.18 
Die Anklage legte ihm unter anderem zur Last, dass er im Zuge der 
aggressiven Ausdehnung des Deutschen Reiches die Ausarbeitung 
entsprechender Rechtsvorschriften überwachte, die Teil eines Pro­
gramms waren, in dessen VerlaufZehntausende fremder Staatsbürger 
jüdischer Herkunft in Konzentrationslager verbracht wurden, wo 
sie gefoltert und viele von ihnen ermordet wurden. Zusammen mit 
Lammers sei Stuckart in zentraler Funktion an der Gestaltung des 
Völkermordprogramms beteiligt gewesen (»principally connected 
with the formulation ofthe genocidal policy«).19 Da kurze Zeit zu­
vor das Protokoll der Wannsee-Konferenz gefunden worden war, 
ging die Anklage auch ausdrücklich auf Stuckarts Teilnahme an 
der Konferenz ein: 

»A pro gram for the extermination of all surviving European 
Jews was set up by the defendants in the winter of 1941-42 and 
organized and systematically carried out during the following period. 
[ ... ] During interdepartmental conferences onthe >Final Solution of 
the Jewish Question< which took place in Berlin on 20 January 1942, 
6 March 1942, and 27 October 1942, the policy and techniques for 

17 aAreh, R 1501/3746a. 

18 Anklageschrift im Fan Nr. 11, die Vereinigten Staaten von Amerika gegen Ernst 

von Weizsäcker et al., Nümberg 1947, S. 42, in: BAreh, NL Stuckart, N 1292/95. 

19 Trials 0/War Criminals be/are the Nuremberg Military Tribunals, Bd. XII, 
Washington o. D., S. 47 ff. 
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a) 	Herku.'lft dee Mieohl:l:ngs 2. Grades b) 	Mit Kindern.
aue:einer Baetardehe (beide feile 
Mi8ohlinge~. , Sind Kinder aus der Ehe hervorgegangen 

b) 	 Rassisch besonders ,~stiges Er­ (Mischlinge 2. Grades), werden sie,
scheinungsbild des Milohlings 2. 

we~~ sie den Juden gle!chgestellt wer­Grades, das ihn ~ohon äußerlioh 
su den Juden reohnet. ~, zusammen,mit dem Misohling 1. Gra­

0 1) Besonders sohlechte pol:1seiliOhe des evakuiert bzw. einem Ghetto über­
und politisohe Beurteilung des stellt. soweit diese Kinder DeutsohenMisohlings 2. Grades, die erken­

nen läßt, daß er sioh wie ein Ju­ g1eirihgestellt werden (Regelfälle),

de'fühlt und benimmt. 
 sind sie von der EVakuierung ausBuneh­
Auch in q.iesen Fäll'en sollen aber 'dann men und damit auch'der Mischling 1. Gra­


Ausn8hmen Dicht gemacht werden, wenn der Misoh­ des. 

ling 2. Gra~oe deutechblütig verheiratet 1st. 


5) 	Ehen zwischen MiSChlingen 1. Grades und Miach­
l!ngen 1. Gra~oder Juden.,) 	Ehen Bwieo~~uoXqyden und Deut"ohblUt:tsen. 

Bei diesen Ehen (einschließlich der Kin­Von Einzelfall zu Einzelfall muS hier 
der) werden alle Teile wie Juden behandelt undentsohieden wordon, ob der jüdisohe Teil eva­

daher evakuiert bzw. einem Altersghetto über­
kuiert wird, oder ob .er unter Berüoksiohtigung 

stellt.
aat die Auswirkungen einer soioben :Maßnahme 


aat die deutsohen Verwandten dieser Misoh~he 


einem Altersghetto überstellt wird. 
 6) IIiEhen_"zw~eo_hen,dltUs.()hJ,iP:ß.e!l 1. Grades un,d Misc})... 
ngen Co. Gra ee. 

4) 	Ehen zw1s<,hen Mlsohl:l.ngen 1. Grades und :Beide Eheteile werden ohne Riicksioh-t dal' ­
' .liQü-tiäölililu1;igeh.· ' ,- ,---------	 . 

auf, ob Kinder vorhanden eind oder nicht, evak~-
iert bzw. einem lltersghetto überstellt, da e,t ­a) Ohne Kinde;r, 
waige Kinder rassenmäßig in der Regel einen svär­

Sind aus der Ehe keine Kinder hsrvorge­ keren jüdischen :Bluteinsohlag aufweieen, ale die 
gangen, wird der r,fisoh1ing 1. Grades jüdisohen Mischlinge 2. Grade) 

e~akuiert bzw. einem Altersghetto über­

stellt. (Gleiche Beh~~dlung wie bei Ehen, 

zwiac)18n t'o}.J.jnden ~d Deutsohbllit1gen, 
 \~Gruppenführer Hof man n steht ~af 
Punkt 3.) dem Standpunkt, daß von der Sterilisierung weitge­

hend .Gebrauch gemaoht werden muS) lIIumal der JIj..9t~~K210411 
K210412 



the >Final Solution of the Jewish Question< were established. The 
policy-making session of20 January included the state secretaries or 
representatives ofthe ministries and agencies concerned; the defend­
ant Stuckart participated in the conference, the defendant Lammers 
was represented by his Ministerialdirektor Kritzinger, and the Ger­
man F oreign Office was represented by Under State Secretary Luther, 
who reported the resultsofthe conference to his State Secretary, the 
defendant von Weizsäcker immediately after the conference. In the 
two other conferences the details were arranged. They were attended 
by the representatives of the departments of which the defendants 
were policy makers or leading officials. 

The previous program for driving out the Jews as pauper emi­
gres was now supplanted by a program for the evacuation ofeleven 
million European Jews to camps in Eastern Europe for ultimate 
extermination. They were to be transported to those areas in huge 
labour gangs, and there the weak were to be killed immediately, 
and the able-bodied worked to death. elosest cooperation between 
the departments ofwhich the defendants were leading officials was 
provided, wit}1 the RSHA in charge ofthe actual operations.«2o 

Stuckart verteidigte sich sehr geschickt, indem er nur das ein­
gestand, was sich nicht mehr abstreiten ließ. Zudem orchestrierte 
er die Aussagen seiner - ebenfalls belasteten Mitarbeiter - dahin­
gehend, dass seine Abteilung stets in der Defensive gegenüber den 
Partei- und SS-Organisationen agiert und den geringen ihr verblei­
benden Handlungsspielraum genutzt habe, um »Schlimmeres zu 
verhindern«.21 Während des Wilhelmstraßen-Prozesses in Nürnberg 
am 6. Oktober 1948 durch seinen Verteidiger zu seiner Kenntnis 
von den Plänen zur systematischen Judenvernichtung befragt22, äu­
ßerte Stuckart, dass ihm Lösener nie etwas von der systematischen 
Judenvernichtung gesagt habe und er den Begriff der »Endlösung 
der Judenfrage« stets mit der Auswanderung der Juden und deren 
»territorialer Zusammenfassung in einem Reservat im Osten« ver­
bunden habe. Die »Ausrottung der Juden« sei »damals überhaupt 
nicht in den Bereich (seiner) Vorstellung gekommen«. Das Protokoll 
der Wannsee-Konferenz, das er nie erhalten haben wollte, gebe 
deren Inhalte »in einer ganzen Reihe von Punkten entstellt und 
frisiert wieder«. So habe Heydrich die Vernichtung von Juden durch 
Arbeit mit keinem Wort erwähnt.23 Sein Sterilisations- und sein 

20 Anklageschrift im Fall Nr. 11, die Vereinigten Staaten von Amerika gegen Ernst 
von Weizsäcker et aL, Nürnberg 1947, S. 47 ff., in: BArch, Nachlass Stuckart, 
N 1292/95. 

21 Siehe Jasch, Staatssekretär Wilhelm Stuckart, S. 388-429. 
22 BArch, Nürnberger Prozesse, Fall XI, Nr. 207, BI. 73174, zit. nach Kurt Pätzold, 

Erika Schwarz, Tagesordnung: Judenmord. Die Wannsee-KonJerenz am 20. Janu­

ar J942. Eine Dokumentation zur Organisation der »Endlösung«, 3. Aufl., Berlin 
1992, S. 156 ff. Dort auch die folgenden Zitate. 

23 Ebd. Die überlebenden Konferenzteilnehrner behaupteten nach dem Krieg fast 
aUe unisono, dass Heydrich die Vernichtung der Juden auf der Wannsee-Konfe-

Zwangs scheidungs vorschlag auf der Wannsee-Konferenz hätten 
dazu gedient, Heydrichs Forderung nach einer Einbeziehung der 
»Mischlinge« und »Mischehepartner« zu obstruieren und zunächst 
Zeit zu gewinnen. Diese Strategie sei schließlich aufgegangen, da 
Hitler die »Lösung der Mischlingsfrage« auf die Nachkriegszeit 
verschoben habe. Sein Mitarbeiter und Mitautor des erwähnten 
Kommentars, Hans Globke, bestätigte zudem, zwar gewusst zu 
haben, »dass Juden massenweise umgebracht wurden« und dass 
die »Ausrottung der Juden systematisch vorgenommen worden« 
sei; er entlastete jedoch seinen ehemaligen Vorgesetzten mit der 
Bemerkung, er sei manchmal erstaunt gewesen, »wie uninforrniert 
Dr. Stuckart« gewesen sei.24 

Die Nürnberger Richter folgten Stuckarts Verteidigung nur teil­
weise und befanden ihn in Bezug auf mehrere Anklagepunkte für 
schuldig. Zu Anklagepunkt V, »Verbrechen gegen die Menschlich­
keit, Verfolgung von Juden, Katholiken und anderen Minderheiten«, 
führten sie aus: 

»Nach unserer Auffassung hat Stuckart ganz genau gewußt, 
welches Schicksal die nach dem Osten abgeschobenen Juden erwar­
tete. Zweifellos waren die Gesetze und Verordnungen, die Stuckart 
selbst entworfen oder gebilligt hat, ein wesentlicher Bestandteil des 
Programms, mit dem die fast vollständige Ausrottung der Juden 
beabsichtigt war und auch erreicht worden ist. Wenn die Komman­
danten der Todeslager die ihnen erteilten Befehle zur Ermordung der 
unglücklichen Häftlinge ausgeführt haben, wenn die Leute, die die 
Befehle für die Abschiebung der Juden nach dem Osten ausgeführt 
und vollzogen haben, vor Gericht gestellt, für schuldig befunden und 
bestraft werden -und daran haben wir keinen Zweifel-, dann sind 
die Männer ebenso strafbar, die in der friedlichen Stille ihrer Büros 
in den Ministerien an diesem Feldzug durch Entwurf der für seine 
Durchführung notwendigen Verordnungen, Erlasse und Anweisun­
gen teilgenommen haben. In all diesen Fragen hat Stuckart seine 
Vorbildung, sein Wissen, seine Rechtskenntnisse den Urhebern des 
Ausrottungsplanes zur Verfügung gestellt.«25 

renz mit keinem Wort erwähnt habe. V gl. hierzu die eidesstattlichen Versicherun­
gen Gerhard Klopfers (Parteikanzlei) vom 16.12.1947 und vom 12.6.1948, in: 
BArch, 99 US 7, Fan XI, 871, BI. 44-54; den Auszug aus' dem Verhör mit Otto 
Hofinann (SS-Rasse- und Siedlungshauptamt) am 7.1.1948 vor dem Militärge­
richtshofNr. 1 im Fall VIII, in: BArch, 99 US 7, Fall XI, 871, BI. 62-<i8; die 
eidesstattlichen Versicherungen Georg Leibbrandts (Ostministerium) vom 
4.6.1948, in: BArch, 99 US 7, FalJ XI, 871, BI. 55-58, und Erieh Neumanns 
(Vierjahresplan) vom,29.6.1948, in: BArch, 99 US 7, Fall XI, 874, BI. 34-37, 
sowie die Einlassungen Stuckarts im Wilhelmstraßen-Prozess, BArch K, NL 
Stuckart, N 1292/125. 

24 Zitate nach Robert M. W. Kempner, »Begegnungen mit Hans Globke«, in: Klaus 
Gotto (Hrsg.), Der Staatssekretär Adenauers. Persönlichkeit und politisches 
Wirken Hans Globkes, Stuttgart 1980, S. 223. 

25 Kempner, Haensel, Das Urteil, S. 169. 
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und arboitseinsatzmäßige GrUnde den Lauf dieser 
Aktio~.nioht behindern'würden. Juden müßten BO 

ltftg, yor die Wahl gestellt, ob er evakuiert oder 
8terilisiert warden eoll, sich lieber der Steri­
li8ierung unterziehen würds. 

schnell wie möglich aus dem Gebiet des General­
gouvernements entfernt werden, weil gerade hier 
der Jude als Be~ohenträger eine eminente Gefahr 

staatssekretär Dr. S t u 0 kar t bedeQ~et und er zum anderen duroh fortgesetzten 

stellt fest, daß die praktisohe' DurohfUhrQng der 
eben mitgeteilten Ltlsungemtlg11chke1ten zur De~'~-' 
Digung der Misohehen- und Misohlingsfragen in 41e­

sohleiohhandel die wirtsohaftliche struktur des 
Landes dauernd in Unordnung bl'i»6~. Von den in 
!rage kommenden etwa 2 1/2 Mil11o~en,Juden sei 

• 11' :rol'Jll eine unencUichc Verwaltungsarbe11l lIl1t überdies die Mehrzahl der Fälle arbeitsunfähig• 

81ch b:L'ingen wUrde. Um zum ande:L'en auf alle MUe ' staatssekretär Dr. B ü h I erstellt 
auch don biologiechen Tatsaohen Reohnung zu traeen, 
sohlug Staatssekretär Dr. S tue k a. r t vor, 
sur Zwaqgseterilisierung zu sohreiten. 

weiterhin fest, daß die Ltlsung·. der Judenfrage im 
Ge~eralgouvernement federfUhrend beim Chef der 
Sioherheitspolizei und des SD liegt und seine Ar­

Zur Vereinfaohung des MisohehenprOble•• beiten duroh die Behtlrden des·Generalgouverfiements 
mUßten ferner Mögliohkeiten überlegt werden mit unterstützt wUrden. Er hUtte nur eine Bitte, die 
dllil Ziel, daB der Gesctzgeber etwa sagtl "Die. I Judanfrage in diesem Gebiet so schnell wie mBglieh 
Ehen s1nd geSChieden". , cu liSsen. 

r 
Bezüglioh der Frage der AU8wir~ der Absohlioßend wurdefi die versohiedenen Ar­

ludenevakuierung auf das Wirtsohafteleben erklär­ ten der Lijsungsmtlgliohkeiten besproohen, wobei so­
te staatssekretär N e ~ man n, daS die 1n wohl seitens des Gauleiters Dr. )( e y e r als 810h 

kriegswiohtigen'Betrieben 1m Arbeitso1neatz stehen­ seitens des staatssekretärs Dr. BUh 1 e r der 
den Juden derzeit, solange nooh kein Ersatz,· zur standpunkt vertreten wurde, gewisse vorbereitende 
VerfUgung steht, nioht evakuiert werden k8nnten•. Arbeiten im Z~e der Endlösung gleich in den be­

~~bergruppe~~er H e y d r 1 0 h 
wies darauf hin, daß diese Juden naoh den von ihm 
Cenehmigten Rich,linien z~ DurohtUhrung der· der­

'J 

tretfenden Gebieten selbst durohzuführen, wobei ' 
;Jedooh eine Beunruhigung der Bevölke~g vermieden 
werden müsse. 

aeit laufenden Bvakuierungsaktionen ohnedies nioht Mit der Bitte des chefs·der·Sicherheits­
evakuiert wUrden. polizei und des SD an die Besprechungsteilnehmer, 

\ 
staatssekretär ~r. BUh I erstellte 

fest, daß das Generalgouvernement es begraBen ~" 
de, wenn mit der Endlösung dieser Frage 1m g!neral,­

ihm bei der Durohführung der.LBsungsarbe~ten ent­
sprechende Unterstützung zu gewähren, wu:z:.de'die 
!Gsprechung geachlossen. 

Msvernelll~nt b.eg~~~.!!lird.!, weil einmal hier daS 
fransportproblem keine übergeordnete Bolle .pielt 
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Die Richter in Nümberg sahen es als erwiesen an, »dass Stuckart 
ein erbitterter Feind der Juden war und während seiner Amtstätigkeit 
vor und während des Krieges seine Stellung benutzt hat, seine Ge­
danken in die Tat umzusetzen«.26 Stuckarts Einlassung, wonach er 
nur »ein besserer Büroangestellter gewesen sei«, hielten die Richter 
für unwahr: 

»Zu oft ist er von Frick ausgewählt worden, Aufgaben zu über­
nehmen, die Bildung, Tüchtigkeit, Erfahrung und Charakterstärke 
erforderten. [ ... ] Sein Rat wurde erbeten und erteilt. Viele Origi­
nalentwürfe der Verordnungen und die meisten Durchführungsbe­
stimmungen für judenfeindliche Maßnahmen sind von ihm oder in 
seiner Abteilung und unter seiner Aufsicht verfasst [worden]. Als 
Hitler sich entschloss, die Nürnberger Gesetze zu erlassen, die den 
ersten Schritt in der langen Reihe der Judenverfolgung bildeten, 
wurde Stuckart dazu ausersehen, diese Gesetze zu entwerfen, und 
er hat es auch getan.«27 

Stuckart wurde allerdings zugutegehalten, dass sein Verhalten 
in der »Mischlingsfrage« zumindest mehrdeutig war. Immerhin 
hatte er sich auch nach der Wannsee-Konferenz, am 16. März 1942 
und im Herbst 1942, mit von Lösener entworfenen Schreiben an die 
Konferenzteilnebmer und Himmler gewandt, um eine »Herausnah­
me der Mischlinge« aus den Deportationen zu erreichen.28 Inwieweit 
Stuckarts auf der Wannsee-Konferenz gemachter Vorschlag, die 
»Mischlinge« zu sterilisieren, gewissermaßen als kleineres Übel 
ernst gemeint war oder ob er »diese Lösung nur vorgeschlag:n hat, 
weil er wußte, daß dieses Vornaben infolge des Mangels an Arzten 
und Betten für die Tausende [ ... ] doch nicht würde durchgeführt 
werden können, und weil er glaubte, durch einen solchen Vorschlag 
noch weitergehende Maßnahmen verzögern und verhüten zu kön­
nen so daß der Plan schließlich aufgegeben werden würde«, sah das 

G "'ht M'cht als zweifels frei geklärt an und wertete - in dubio pro 
enc "hl' . Af' t Stuckarts dass er für die »M1SC mge« emen u­reo - zuguns en , ' .' 

. h wollte, 1m Übrigen waren die Richter der Auffas­
schub errelC en . .. tierte 
sung, dass Stuckart rein politisch und nicht humamtär argumen , .' 

die psychologische Wu'kung vorausgesehen hat, die mda 
er »genau .. di Mischehen aufgelöst und 

Deutschland entstehen mu~ste, 'I.~ ks~wie die Juden verdammt wenns 

J: u.11.A..ler( ZU dem gle\cben eutC ' • d
w.O )UaLU,"U • d' doch auch fest: »dass meman 
würden«.l9 Für das Gencht stan le, 'Übel votieschlagen hätte, 

1., als das klemere ..
dieumrucb.tbarma~u~gilberZeugt gewesen wäre, dass die D~por­
~eeaiCät voHs~dig .. und den Tod bedeutet hätte« . 

.. ß Ubel gewesen ware .
tation das gro ere . . enministerlums« auch »dle 

~chließlich sei ))innerhalb des Relc~ 

\.'\).,~_6.tt lu~enkein Qehe\mDlS(( gewesen. 


, 


Schwer lastete auf Stuckart der nicht bestreitbare Vorwurf, 
Mitautor und Interpret eines großen Teils der Judengesetzgebung 
insbesondere der Nürnberger Gesetze und ihrer Durchführungsver­
ordnungen gewesen zu sein, die die Nürnberger Richter als »einen 
wesentlichen Bestandteil des Programms, mit dem die fast vollstän­
dige Ausrottung der Juden beabsichtigt war und auch erreicht worden 
ist«, werteten. Im Hinblick auf seinen schlechten Gesundheitszu­
stand verurteilten ihn die amerikanischen Richter jedoch nur zu drei 
Jahren, 10 Monaten und 20 Tagen. Die Haftstrafe berücksichtigte 
Stuckarts Internierung und galt daher bei Urteilsverkündung bereits 
als verbüßt. 

Stuckart wurde 1949 entlassen und starb nur vier Jahre später bei 
einem Verkehrsunfall am Vorabend seines 53. Geburtstages. Nach 
der Entlassung hatte er sein Entnazifizierungsverfahren in Hannover 
betrieben, in dem er als bloßer »Mitläufer« eingestuft wurde. Er 
begann zudem erneut, sich politisch beim rechtsextremen Bund der 
Heimatvertriebenen und Entrechteten als dritter Landesvorsitzender 
zu betätigen,30 und erlangte mithilfe seiner ehemaligen Kollegen 
eine neue Stelle als Geschäftsführer des Instituts zur Förderung der 
niedersächsischen Wirtschaft. 

• ..... " .... "."",,,.,,,,,,.,,",,.,,.,, .. ,, It Stuckart im November 1951 im Hinblick auf 

30 Der Süddeutschen Zeitung (SZ) g~ I SRP-Statilialter im BHE« (Soziali­
'ert NS-BlOgrafte a S» D'

seine besonders exporu e ., h Unkraut überwuchert Niedersachsen. le 
stische Reichspartei, vgl.: ~)Poht1scBes, ht aus einem Lande der Bundesrepublik 

. rt!E' alamllerender enc kart 
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l1ng, vor die Wahl gestellt, ob er evakUiert Oder 
sterilieiert werden soll, sioh lieber der Ster1­
11e1erungunterz1ehenwUrde. 

staatssekretär Dr. S t u 0 kar t 
stellt test, daß die praktieohe' DUrohführUng der 
eben mitgeteilten Lösungemögl10hkeiten zur 3er.~-, 
~gung der Mieohehen- und Mieohlingsfracen ln die­
se,r Form eine unendliche Verwaltungsarbe11l litt 
81ch bringen würde. Um zum anderen auf alls Jllle ' 
auch don biologieohen Tatsaohen Reohnung zu trasen, 
sohlug Staatssekretär Dr. S t U 0 k & r t vor, 
.ur Zw~seterilisierung zu sohraiten. 

Zur Vereinfaohung dse MisohehenprOblema 
.uaten ferner M6g1iohkeiten überleBt werden 'alt 
dem Ziel, daS der Gesetzgeber etwa sagt. "Diese 
!:hen ~ gesohieden". 

BezUglioh der Frage der AuswirkUng,der 
lUdenevakuierung auf dae W1rteohafta18~8n erklKr­
t. staatssekretär Neu man n, daS die in 
kriegswiohtigen!Betrieben im Arbeitseinaah,atehen­
den Juden derze1t, solange nooh kein Ersatzi.ur 
Verrtlgung eteht, ~ioht evakuiert werden klSnnten., 

H-ObergruppenfQ~rer H e y d r 1,0 h 
darauf hin, daß diese Juden naoh den von 1hm 

cenehmigten Rioh~ltn1en zur DurohfUhrungder,der­
seit laufenden BVakuierungsaktionen ohnedia.niobt 
evakuiert würden. 

\ 
staatssekretär ~r. BUh 1 e r etellte 

teet, daß dae Generalgouvernement es begrUBen .ur­
dar wenn mit der Endl6eung d1eeer Frage 1m oInel'al,­
e~vernement b~I:t~~~de. weil einmal h~r das 
fransportproblem k.e1ne übergeordnete Rol1e .•phlt 
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und arooitseinsatzmäßige GrUnde den Laut dieser 
Aktio~,nioht behindorn'wUrden. Juden müßten so 
schnell wie mBglioh sus dem Gebiet dee General­
gouvernements entfernt werden, weil gerade hier 
der Jude als Seuohenträger eine e~ente Gefahr 
bedeutet und er zum and~ren duroh fortgesetzten 
schleiohhandel die wirtechattlich& struktur des 

",~},"',~ Landes dauernd in Unordnung bringt. Von den in 
, PJ 
!'~:t Jrage kommenden etwa 2 1/2 Millionen.Juden sei 

',~ 
'.j

:";? überdies die Mehrzahl der Fälle arbeiteunfähig. 
~ .ti 

, ;:~ staatssekretär Dr. B ü h 1 erstellt 
"! 

weiterhin fest, daß die tösungder Judenfrage im 

'~ Generalgouvernement federführend beim Chef der 
1'i Sioherheitspolizei und des SD liegt und seine Ar­

beiten duroh die Behtlrden des Generalgouverrtements 
unterstützt wUrden. Er hütte nur eine Bitte, die 
Judanfrage in diesem Gebiet so schnell wie möglich 
nIesBen. 

Absohlioßend wurden die versohiedenen Ar­
.~ ten der L6sungsm6gliohkeiten besproohen, wobei so­. , 

wohl seitens des Gauleiters Dr. 14 e y e r a18 s'loh 
seitens des staatssekretärs Dr. B ü h 1 e r der 

, standpunkt vertreten wurde, gewisse vorbereitende 
"" Arbeiten 1m Zuge der Endlösung gleich in den be­
~~ 

treffenden Gebieten eelost durchzuführe~, wobei ' 
jedooh eine Beunruhigung der Bevölkerung ver$1eden 
werden mUses. 

Mit der Bitte dee Chefs'der'Sicherheits­
polizei und des SD an die BespreohUllglltellnehmer, 
ihm bei der Durohführung der Löeun,gsarbe;I;ten ent­
spreohende UnterstiitzWlg EU gewähren, wurde'die 
Eespreehung geechloBsen. 
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Die Richter in Nünlberg sahen es als erwiesen an, »dass Stuckart 
ein erbitterter Feind der Juden war und während seiner Amtstätigkeit 
vor und während des Krieges seine Stellung benutzt hat, seine Ge­
danken in die Tat umzusetzen«.26 Stuckarts Einlassung, wonach er 

'! i nur »ein besserer Bfuoangestellter gewesen sei«, hielten die Richter 
für unwahr: 

»Zu oft ist er von Frick ausgewählt worden, Aufgaben zu über­
nehmen, die Bildung, Tüchtigkeit, Erfahrung und Charakterstärke 
erforderten. [ ... ] Sein Rat wurde erbeten und erteilt. Viele Origi­

I nalentwürfe der Verordnungen und die meisten Durchführungsbe­
" , 

stimmungen für judenfeindliche Maßnahmen sind von ihm oder in 
seiner Abteilung und unter seiner Aufsicht verfasst [worden]. Als 
Hitler sich entschloss, die Nürnberger Gesetze zu erlassen, die den 

ersten Schritt in der langen Reihe der Judenverfolgung bildeten, 
wurde Stuckart dazu ausersehen, diese Gesetze zu entwerfen, und 
er hat es auch getan. «27 

Stuckart wurde allerdings zugutegehalten, dass sein Verhalten 
in der »Mischlingsfrage« zumindest mehrdeutig war. Immerhin 
hatte er sich auch nach der Wannsee-Konferenz, am 16. März 1942 
und im Herbst 1942, mit von Lösener entworfenen Schreiben an die 

Konferenzteilnehmer und Himmler gewandt, um eine»Herausnah­
me der Mischlinge« aus den Deportationen zu erreichen.28 Inwieweit 
Stuckarts auf der Wannsee-Konferenz gemachter Vorschlag, die 
»Mischlinge« ZU sterilisieren, gewissermaßen als kleineres Übel 
ernst gemeint war oder ob er »diese Lösung nur vorgeschlagen hat, 
weil er wußte, daß dieses Vorhaben infolge des Mangels an Ärzten 
und Betten für die Tausende [ ... ] doch nicht würde durchgeführt 
werden können, und weil er glaubte, durch einen solchen Vorschlag 
noch weitergehende Maßnahmen verzögern und verhüten zu kön­

nen, so daß der Plan schließlich aufgegeben werden würde«, sah das 
Gericht nicht als zweifelsfrei geklärt an und wertete - in dubio pro 
reo - zugunsten Stuckarts, dass er für die »Mischlinge« einen Auf­
schub erreichen wollte. Im Übrigen waren die Richter der Auffas­
sung, dass Stuckart rein politisch und nicht humanitär argumentierte, 
da er »genau die psychologische Wirkung voraus gesehen hat, die in 
Deutschland entstehen müsste, wenn die Mischehen aufgelöst und 
die >Halbarier< zu dem gleichen Schicksal wie die Juden verdammt 
würden«.29 Für das Gericht stand jedoch auch fest: »dass niemand 
die Unfruchtbarmachung als das kleinere Übel vorgeschlagen hätte, 
wenn er nicht vollständig überzeugt gewesen wäre, dass die Depor­
tation das größere Übel gewesen wäre und den Tod bedeutet hätte«. 
Schließlich sei »innerhalb des Reichsinnenministeriums« auch »die 
Ausrottung der Juden kein Geheimnis« gewesen. 

26 Ebd., S. 165. 

27 Ebd. 

28 Ebd., S. 167 ff. Dort auch die folgenden Zitate. 

29 Ebd., S. 169 ff. Dort auch die folgenden Zitate. 
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Schwer lastete auf Stuckart der nicht bestreitbare Vorwurf, 
Mitautor und lnterpret eines großen Teils der Judengesetzgebung 
insbesondere der Nürnberger Gesetze und ihrer Durchführungsver­
ordnungen gewesen zu sein, die die Nürnberger Richter als »einen 
wesentlichen Bestandteil des Programms, mit dem die fast vollstän­
dige Ausrottung der Juden beabsichtigt war und auch erreicht worden 
ist«, werteten. Im Hinblick auf seinen schlechten Gesundheitszu­
stand verurteilten ihn die amerikanischen Richter jedoch nur zu drei 
Jahren, 10 Monaten und 20 Tagen. Die Haftstrafe berücksichtigte 
Stuckarts Internierung und galt daher bei Urteilsverkündung bereits 
als verbüßt. 

Stuckart wurde 1949 entlassen und starb nur vier Jahre später bei 
einem Verkehrsunfall am Vorabend seines 53. Geburtstages. Nach 
der Entlassung hatte er sein Entnazifizierungsverfahren in Hannover 
betrieben, in dem er als bloßer »Mitläufer« eingestuft wurde. Er 

begann zudem erneut, sich politisch beim rechtsextremen Bund der 
Heimatvertriebenen und Entrechteten als dritter Landesvorsitzender . 
zu betätigen,30 und erlangte mithilfe seiner ehemaligen Kollegen 

eine neue Stelle als Geschäftsführer des Instituts zur Förderung der 
niedersächsischen Wirtschaft. 

30 	 Der Süddeutschen Zeitung (SZ) galt Stuckart im November 1951 im Hinblick auf 
seine besonders exponierte NS-Biografie als »SRP-Statthalter im BHE« (Soziali­
stische Reichspartei, vgl.: »Politisches Unkraut überwuchert Niedersachsen. Die 
SRP marschiert/Ein alannierender Bericht aus einem Lande der Bundesrepublik 
Anno 1951«, in: SZv. 9.11.1951, S. 3, überliefert, in: BArch, NL Stuckart, 
N 1292/94). 
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